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MDR-324232-2026-5 Wien, 20. März 2026 

Entwurf einer Verordnung über die 
Zugangsvoraussetzungen für die Regle- 
mentierten Gewerbe Versicherungsagent, 

Versicherungsmakler und Beratung in Ver- 
Sicherungsangelegenheiten sowie die Be- 
rechtigung zur Versicherungsvermittlung bei 

der Gewerblichen Vermögensberatung 2025 

(Versicherungsvermittler-Verordnung 2025), 
Begutachtung; 

Stellungnahme 
zu GZ: 2026-0.161.062  

  

 

Auf das Schreiben vom 24. Feber 2026 teilt das Amt der Wiener Landesregierung Folgendes mit: 

 

Zum Titel der Verordnung sowie den verwendeten Gewerbebezeichnungen darf in allgemeiner Hin-

sicht bemerkt werden, dass die vormals getrennten Gewerbe „Versicherungsagent“ und „Versiche-

rungsmakler; Berater in Versicherungsangelegenheiten (verbundenes Gewerbe)“ durch die Novelle 

der Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994) durch das Bundesgesetzblatt BGBl. I Nr. 131/2004 in § 94 

Z 76 unter dem Gewerbewortlaut „Versicherungsvermittlung (Versicherungsagent, Versicherungs-

makler und Beratung in Versicherungsangelegenheiten)“ zusammengefasst worden sind, wobei es 

sich bei den im Klammerausdruck angeführten Tätigkeiten um Ausübungsformen des Gewerbes 

handelt (vgl. RV 616 BlgNR 22. GP 8). Dementsprechend kann auch kein Gewerbe mit dem Wortlaut 

„Versicherungsagent“ oder „Versicherungsmakler und Beratung in Versicherungsangelegenheiten“ 

mehr angemeldet werden; die korrekte Bezeichnung lautet vielmehr - wie es auch in den Erläuterun-

gen zum gegenständlichen Verordnungsentwurf angeführt wird - „Versicherungsvermittlung in der 

Form Versicherungsagent“ bzw. „Versicherungsvermittlung in der Form Versicherungsmakler und 

Berater in Versicherungsangelegenheiten“. Vor diesem Hintergrund wird angeregt, sowohl den 

Langtitel der Verordnung als auch die verwendeten Gewerbebezeichnungen in den einzelnen Para-

grafen entsprechend anzupassen. Auch in praktischer Hinsicht wäre diese Anpassung zwecks Ver-

meidung von Missverständnissen wünschenswert, zumal sich etwa im GISA Online-Formular für die 

Gewerbeanmeldung keine Gewerbe mit den Wortlauten „Versicherungsagent“ oder „Versiche-

rungsmakler und Beratung in Versicherungsangelegenheiten“ finden. Für den Kurztitel der Verord-
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nung wird gemäß dem in § 94 Z 76 GewO 1994 vorgegebenen Wortlaut anstatt „Versicherungsver-

mittler-Verordnung 2025“ die Formulierung „Versicherungsvermittlungs-Verordnung“ vorgeschla-

gen. 

 

Zu § 1: 

 

Zu den verwendeten Gewerbebezeichnungen wird auf die allgemeinen Ausführungen verwiesen. 

 

Zu § 2: 

 

§ 18 Abs. 1 GewO 1994 normiert die Ermächtigung zur Erlassung von Zugangsverordnungen für die 

reglementierten Gewerbe, Abs. 2 leg. cit. führt die in Betracht kommenden Belege zum Nachweis der 

Zugangsvoraussetzungen zum betreffenden Gewerbe an, dazu zählt etwa gemäß Z 8 das „Zeugnis 

über eine fachliche Tätigkeit”. Gemäß § 18 Abs. 3 leg. cit. ist unter fachlicher Tätigkeit (Abs. 2 Z 8) 

eine Tätigkeit zu verstehen, die geeignet ist, die Erfahrungen und Kenntnisse zu vermitteln, die zur 

selbstständigen Ausübung des betreffenden Gewerbes erforderlich sind. Im Sinne einer schlanken 

Rechtsetzung wird daher das Erfordernis von § 2 in der Fassung des Entwurfes, wonach als fachliche 

Tätigkeit im Sinne dieser Verordnung Tätigkeiten im Sinne von § 18 Abs. 3 GewO 1994 gelten, hinter-

fragt. 

 

Zu § 3: 

 

Der letzte Satz dieser Bestimmung übernimmt unverändert die bisherige Formulierung der derzeit 

geltenden Versicherungsvermittler-Verordnung, wonach als interne Schulungen auch vor Inkrafttre-

ten dieser Verordnung von Mitarbeiter*innen der Kreditinstitute absolvierte vergleichbare interne 

Schulungen gelten. Es erscheint fraglich, welche Bedeutung der Wendung „vor Inkrafttreten dieser 

Verordnung” nunmehr zukommt und inwieweit hiervon auch weiterhin interne Schulungen vor in 

Krafttreten der derzeit geltenden Versicherungsvermittler-Verordnung erfasst sein sollen. 

 

Zu § 4: 

 

Zu den verwendeten Gewerbebezeichnungen wird auf die allgemeinen Ausführungen verwiesen. 

Darüber hinaus wird bemerkt, dass die am 1. Juli 2024 in Kraft getretene Versicherungsmakler-

Befähigungsprüfungsordnung die korrekte Gewerbebezeichnung „Versicherungsvermittlung in der 

Form Versicherungsmakler und Berater in Versicherungsangelegenheiten” verwendet. Auch im Hin-

blick darauf wären unterschiedliche Gewerbebezeichnungen zu vermeiden. 

 

Zu Abs. 2: Litera a bis litera d finden sich (in anderen Buchstaben) zwar wörtlich bereits in der derzeit 

geltenden Versicherungsvermittler-Verordnung, dennoch wird im Sinne eines einheitlichen Begriffs-

verständnisses aus Anlass der Novelle eine sprachliche Anpassung an die Formulierungen in den 

sonstigen Zugangsverordnungen für die reglementierten Gewerbe angeregt. So findet sich insbe-

sondere die Formulierung „abhängig Beschäftigter” weder in § 18 Abs. 2 GewO 1994 noch in einer 

anderen Zugangsverordnung. In der Praxis wird daher immer wieder hinterfragt, ob die Tätigkeit als 

„abhängig Beschäftigter” jener des Unselbstständigen - diese Formulierung wird in allen anderen 

Zugangsverordnungen gewählt - entspricht. Es wird daher vorgeschlagen, die Formulierung „ab-

hängig Beschäftigter” durch den Begriff „Unselbständiger” zu ersetzen. 
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Zu Abs. 3 und 4: Die Regelungen des Abs. 3 und 4 sind auch unter Heranziehung der Erläuterungen 

unklar. Abs. 3 sieht eine Kombination von Ausbildung und Berufserfahrung als möglichen Qualifika-

tionsnachweis vor. Als Ausbildungsnachweise werden dabei der „Abschluss eines facheinschlägigen 

Universitäts- oder Fachhochschul-Studienganges bzw. Studiums, eines Universitätslehrganges, 

Hochschullehrganges oder eines Lehrganges universitären Charakters im Mindestausmaß von 

60 ECTS” angeführt. Fraglich ist, weshalb die Formulierung „bzw. Studiums” gewählt wurde. Soweit 

ersichtlich wurde der in älteren Studienvorschriften verwendete Begriff „Studienrichtungen“ in jün-

geren Studienvorschriften durch den Begriff „Studien“ ersetzt [vgl. Stolzlechner/Müller/Seider/ 

Vogelsang/Höllbacher in Stolzlechner/Müller/Seider/Vogelsang/Höllbacher (Hrsg.), GewO4 (2020) 

zu § 18 GewO 1994 Rz. 13]. Es wird ersucht, in den Erläuterungen klarzustellen, ob die Verwendung 

der Formulierung etwa auf dieser oder einer anderen Überlegung fußt, zumal die Formulierung „bzw. 

Studiums” in keiner anderen Zugangsverordnung verwendet wird. Die Erläuterungen sprechen in 

diesem Zusammenhang vom Nachweis eines facheinschlägigen Studiums, eines Fachhochschul-

Studienganges, eines Universitätslehrganges oder eines Lehrgangs universitären Charakters, sofern 

facheinschlägige Lehrinhalte im Mindestausmaß von 60 ECTS absolviert werden. Abs. 4 legt zudem 

fest, dass als fachlich einschlägiges Studium im Sinne des § 4 Abs. 3 eine Ausbildung gilt, welche 

Lehrveranstaltungen in bestimmten Bereichen im Mindestausmaß von insgesamt 30 ECTS beinhal-

tet. Die Erläuterungen führen dazu aus, dass die fachlich einschlägigen akademischen Ausbildungen 

durch Mindestinhalte, die essenziell für die Berufsausübung sind, sowie durch einen Mindestarbeits-

aufwand von insgesamt 30 ECTS definiert werden. Das Verhältnis von Abs. 3 zu Abs. 4, insbesonde-

re in Bezug auf die Anführung der unterschiedlichen Anzahl der ECTS sowie die explizite Nennung 

lediglich des Begriffes „Studium” in Abs. 4, wird hinterfragt. In § 7 betreffend die Tätigkeiten der 

Versicherungsmakler und Beratung in Versicherungsangelegenheiten etwa wird allgemein auf die in 

§ 6 Abs. 2 angeführten Ausbildungen referenziert. Dabei fällt auch ins Auge, dass in § 6 Abs. 2 bei 

der Anführung der Ausbildungen eine abweichende Systematik gewählt wurde. Sollten die Regelun-

gen in § 4 Abs. 3 und 4 so zu verstehen sein, dass als facheinschlägige Ausbildungen im Sinne dieser 

Bestimmungen grundsätzlich sämtliche Ausbildungen gemäß § 18 Abs. 2 Z 3, 4 und 6 GewO 1994 

anzusehen sind, die insgesamt 60 ECTS umfassen, wovon 30 ECTS auf die in Abs. 4 lit  a bis lit f ange-

führten Fächer zu entfallen haben, wird um entsprechende Klarstellung ersucht. In sprachlicher Hin-

sicht fällt auf, dass in Abs. 3 letzter Satzteil die geschlechtsspezifische Formulierung „abhängig Be-

schäftigte/r” und ansonsten durchgängig die männliche Form verwendet wird. 

 

Zu § 5 bis 8: 

 

Zu den verwendeten Gewerbebezeichnungen wird auf die allgemeinen Ausführungen verwiesen. 

 

Zu § 9: 

 

Zu Abs. 1 wird im Interesse der leichteren Lesbarkeit angeregt, den ersten Satz, der zwei unter-

schiedlichen Zugangswege vorsieht, auf zwei Sätze aufzuteilen. Zu der Wendung „wird durch die 

Absolvierung des jeweils entsprechenden Teiles der Befähigungsprüfung für den Gewerblichen 

Vermögensberater nachgewiesen“ darf einerseits vorgeschlagen werden, die Formulierung „des 

jeweils entsprechenden Teiles der Befähigungsprüfung“ zu präzisieren. Die Gewerbliche Vermö-

gensberatung-Befähigungsprüfungsordnung regelt den Umfang der Befähigungsprüfung für das 

uneingeschränkte Gewerbe sowie für bestimmte Einschränkungen des Gewerbes. Hinsichtlich der 

Vermittlung von Lebens- und Unfallversicherungen ist ausschließlich Abschnitt I Uneingeschränkte 

Gewerbliche Vermögensberatung relevant. Diese Befähigungsprüfung besteht aus zwei Modulen 
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(Modul 1: schriftliche Prüfung; Modul 2: mündliche Prüfung), wobei die „Lebens- und Unfallversiche-

rungen” in beiden Modulen einen Gegenstand bilden. Es wäre daher möglich, unmissverständlich 

festzulegen, durch welche Nachweise die fachliche Qualifikation zu erbringen ist. Sofern die Bestim-

mung im Hinblick auf eine allfällige künftige Änderung der Gewerblichen Vermögensberatung-

Befähigungsprüfungsordnung bewusst allgemein gehalten worden sein sollte, wird angeregt, in der 

wiedergegebenen Formulierung an Stelle der Einzahl („des jeweils entsprechenden Teiles”) zumin-

dest die Mehrzahl („der jeweils entsprechenden Teile”) zu verwenden. Andererseits wird bemerkt, 

dass die Wendung „der Befähigungsprüfung für den Gewerblichen Vermögensberater“ entspre-

chend der korrekten Gewerbebezeichnung und dem aktuellen Titel der Befähigungsprüfungsord-

nung in „der Befähigungsprüfung für die Gewerbliche Vermögensberatung“ zu ändern wäre. Gemäß 

Abs. 1 vorletzter Satz gilt eine Ausbildung als fachlich einschlägig, wenn sie Lehrveranstaltungen im 

Bereich der Vermittlung von Lebens- und Unfallversicherungen beinhaltet. Eine Klarstellung zum 

Mindestausmaß der Lehrveranstaltungen wäre wünschenswert. 

 

Zu § 11: 

 

Die Bestimmung kann nicht nachvollzogen werden. § 8 Abs. 5 GewO 1994 verpflichtet die Gewerbe-

behörden zwar, alle personenbezogenen Bezeichnungen entsprechend dem Geschlecht der*des 

Träger*in zu verwenden (z. B. Meister/Meisterin), Bezeichnungen von Gewerben haben demgegen-

über jedoch sachlichen Charakter, sodass für diese ausschließlich die in § 94 leg. cit. angeführte Be-

zeichnung zu verwenden ist. 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Sylvia Bukovacz, LL.M. 

Obersenatsrätin 

 

 

Ergeht an: 

1. alle Ämter der Landesregierungen 

2. Verbindungsstelle der Bundesländer 

3. MA 63 

(zu GZ: MA 63-337663-26) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

4. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 
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